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GZ: BMI-LR1340/0010-III/1/2018 
ZUR VERÖFFENTLICHUNG BESTIMMT 
 
 

 

 

 

 

Wien, am 8. Juni 2018 

Betreff:  Bundesgesetz, mit dem ein Bundesgesetz über die Verarbeitung von Flug-
gastdaten zur Vorbeugung, Verhinderung und Aufklärung von terroristischen 
und bestimmten anderen Straftaten (PNR-Gesetz – PNR-G) erlassen wird 

 

21/20 
Vortrag an den Ministerrat 

 

Mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf soll die Richtlinie (EU) 2016/681 über die Verwen-

dung von Fluggastdatensätzen (Passenger Name Record-Daten, im Folgenden: PNR-Daten) 

zur Verhütung, Aufdeckung, Ermittlung und Verfolgung von terroristischen Straftaten und 

schwerer Kriminalität, ABl. Nr. L 119 vom 04.05.2016 S. 132 (im Folgenden: PNR-Richtlinie) 

umgesetzt werden. 

 

Die PNR-Richtlinie verpflichtet Fluggesellschaften zur Übermittlung der von ihnen bereits 

aktuell für die Abwicklung der Reise erhobenen Fluggastdaten zu Personen, die mit einem 

Luftfahrzeug aus einem Staat, der nicht Mitgliedstaat der Europäischen Union ist (Drittstaat), 

nach Österreich oder aus Österreich in einen Drittstaat gebracht werden, an die nationale 

Fluggastdatenzentralstelle (Passenger Information Unit – PIU), die jeder Mitgliedstaat 

einzurichten hat und der die Verarbeitung der PNR-Daten obliegt. In Österreich wird die 

Fluggastdatenzentralstelle beim Bundeskriminalamt angesiedelt sein. 

 

Ziel der PNR-Richtlinie ist die Bekämpfung von grenzüberschreitenden Aktivitäten in den 

Bereichen Terrorismus und bestimmter anderer strafbarer Handlungen durch die Verwen-

dung von Fluggastdaten. Die Überprüfung der Fluggastdaten soll es den Sicherheitsbehör-

den, Staatsanwaltschaften, Gerichten, Zollbehörden, dem Abwehramt sowie dem Heeres-

nachrichtendienst im Rahmen ihrer Befugnisse sowie der engen Zweckbindung der PNR-

Richtlinie ermöglichen, nicht nur bereits bekannte Personen zielgerichtet zu identifizieren, 

sondern auch solche Personen, die den zuständigen Behörden bislang nicht bekannt waren 

und die mit einer terroristischen Straftat oder einer Straftat von vergleichbarer Schwere in 

Zusammenhang stehen könnten. 
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Die PNR-Richtlinie eröffnet den Mitgliedstaaten die Möglichkeit, die Richtlinie auch auf Flüge 

innerhalb der Europäischen Union anzuwenden. Im Gesetzesentwurf ist vorgesehen, dass 

durch Verordnung des Bundesministers für Inneres der Anwendungsbereich dieses 

Gesetzes auch auf innereuropäische Flüge erstreckt werden kann, um eine größtmögliche 

Flexibilität zu gewährleisten. Ergibt sich aufgrund der Erfahrungswerte, dass die Erstreckung 

auf innereuropäische Flüge einen wesentlichen Erkenntnisgewinn hinsichtlich der Verhütung, 

Aufdeckung, Ermittlung und Verfolgung von terroristischen Straftaten und schwerer 

Kriminalität bewirkt, soll von der Verordnungsermächtigung Gebrauch gemacht werden. 

 

Im Übrigen wird auf die beiliegenden Erläuterungen verwiesen. 

 

Ich stelle daher den 

A n t r a g, 

 

die Bundesregierung wolle beschließen: 

 

Der angeschlossene Gesetzesentwurf wird samt Vorblatt, WFA und Erläuterungen 

1. dem Nationalrat zur verfassungsmäßigen Behandlung vorgelegt; 

2. gemäß Art. 1 Abs. 1 und 4 der Vereinbarung zwischen dem Bund, den Ländern und den 
Gemeinden über einen Konsultationsmechanismus und einen künftigen Stabilitätspakt der 
Gebietskörperschaften, BGBl. I Nr. 35/1999, den Ämtern der Landesregierungen, der 
Verbindungsstelle der Bundesländer, dem Österreichischen Gemeindebund und dem 
Österreichischen Städtebund zur Stellungnahme binnen einer Frist von einer Woche 
übermittelt. 

 

Beilagen 

 

 

Herbert Kickl 


